
Zl. 464/87, 39/88, 59/88 
Zl. 60/88, 61/88, 76/88, 
Zl. 113/88 

Betrifft: Gesetzeshilfsdienst 

Wien, am 29.April 1988 

An das 
Präsidium des_Natio@lr.ates __ .' ,_ , . __ 

RetriHt GESETZENTVVGRI= i��� am�ni 
e n 

Z' . .  _ .. _._ ....... _ . ... a4.- ·(:'e, ·Q .. ff 
Datum: 04. MAI �8 

J Verte"L!:��!!.YI ... 
--"-, �.fJ�/)1 

Der österreichische Rechtsanwaltskammertag erlaubt sich, in der Anlage 

je 25 Ausfertigungen der dem 

a) Bundeskanzleramt 
zu GZ 71.901/83-VII/12/87 

b) Bundesministerium für Inneres 
zu Zl. 10.100/150-IV/6/87 

c) Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
zu GZ 13.100/01-1 C 7/88 

d) Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
zu GZ 13.105/01-1 C 7/88 

e) Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
zu GZ 13.102/01-1 C 7/88 

f) Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
zu GZ 29.198/1-1/5/88 

g) Bundesministerium für Finanzen 
zu GZ FS-II0/8-III/9/88 

erstatteten Stellungnahme zur gefälligen Kenntnisnahme zu übersenden. 

Beil.o.e. 

Mit vorzüglicher Hochachtung! 

DER öSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG , 

i.A. � 
Hofrat Dr.SOUKUP 
Generalsekretär 

1010 WIEN, ROTENlURMSTR. 13 (EINGANG ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 5332718/23 DW, TELEFAX 5332718/44 DW 
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• 
ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 
1010 WIEN, ROTENTURMSTRASSE 13 (ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 63 2718, DW 23 

Zl. 113/88 An das 
Bundesministerium für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
1015 Wi e n 

zu: GZ FS-110/8-III/9/88 
Betrifft: Entwurf eines BG, mit dem das Finanzstrafgesetz geändert wird 

I. Grundsätzlich, systematisch und legistisch: 

Zu l.lit.a der beabsichtigten Novelle: 

Daß Absatz 2 lit.a des § 17 FinStrG Kieder die frühere Fassung -

nämlich die Fassung seit Inkr�fttreten der FinStrG-Nov.1975 bis 

zum Verfassungsgerichtshoferkenntnis vom 14.12.1983, G 34/83, -

erhalten soll, ist richtig, weil die durch Art. I des Bundesgesetzes 

vom 18.10.1984, BGBI Nr.532/1984, angefügten Zusätze durch das neuer­

liche Verfassungsgerichtshoferkenntnis vom 14.12.1987, G 114/87, auf­

gehoben wurden und wegfallen müssen, und systematisch: denn die 

vom Verfassungsgerichtshof gewünschte Flexibilität Kird nicht im 

Grund-Tatbestand des Absatz 2 lit.a FinStrG, sondern in dem - jetzt 

neu vorgeschlagenen - Absatz 6 des § 17 FinStrG vorgesehen. 

Systematisch verfehlt und legistisch.eine unglückliche Hin- und 

Zurück-Verweisung stellen jedoch dar: 

/ der neu vorgeschlagene Absatz 6 in § 17 FinStrG in Verbindung mit 

/ der Oberschrift des § 19 FinStrG und insbesondere mit dem neu vor­

geschlagenen Absatz 6 FinStrG. 

Im einzelnen: 

Nach der bisherigen Rechtslage, die auch durch die vorgeschlagene 

Novelle nicht geändert werden soll, ist die Strafe des Wertersatzes 

das Substitut für die aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 

nicht vollziehbare Strafe des Verfalls. Das ergibt sich eindeutig 

aus § 19 (1) FinStrG. Primär ist also auf Verfall zu erkennen; nur 

wenn es aus den in § 19 (1) FinStrG angegebenen Gründen nicht zu 

einem Verfallsausspruch kommen kann, ist die Strafe des Kertersatzes 

:u verhängen. Verfall und Wertersatz schließen einander aus. 
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Diese an und für sich klare und übersichtliche Grundsatz-Regelung 

wird durch die Regierungsvorlage nunmehr durchbrochen: 

Es wird der neue und zusätzliche Begriff der "Strafe des Verfalls­

ersatzes" eingeführt, deren Begriff aber nirgends definiert wird: 

Im neu vorgeschlagenen Absatz 6 des § 17 wird nur gesagt, daß die 

Strafe des Verfallsersatzes (in den dort vorgesehenen Fällen) an 

die Stelle der Strafe des Verfalls tritt. In welchem Ausmaß etc die 

Strafe des Verfallsersatzes aber zu verhängen ist, wird keineswegs 

in diesem neuen Absatz 6 des § 17 FinStrG gesagt, sondern es wird 

dort durch den Hinweis "nach Maßgabe des § 19" i haltlich auf § 19 

FinStrG verwiesen, und zwar auf dessen (neu vorg schlagenen) Absatz 6; 

denn der Verfallsersatz kommt in § 19 nach der n u vorgeschlagenen 

Fassung nur im neuen Absatz 6 vor. 

In diesem neuen Absatz 6 des § 19 wird aber kein swegs das Versprechen 

,.
des § 17 erfüll t, wonach "nach Maßgabe des § 19" die St raf e de s Ver­

fallsersatzes anstelle des Verfalls tritt, sonde n es wird auf 

§ 17 (6) zurückverwiesen, und zwar durch die Zit"erung " (17 Abs.6 )". 

Das wäre aber nur dann richtig, wenn die Strafe es Verfallsersatzes 

nicht in § 19, sondern bereits in § 17 vorgeseh'{ Jßnd ihre Voraus­

setzungen definiert sind. 

Wenn man davon ausgeht, daß der Grundtatbestand auch die Vor-

aussetzungen bereits in § 17 (6) nF definiert si dann ist es 

systematisch falsch, die Oberschrift "Strafe des Verfallsersatzes" 

über den § 19 anstatt richtig ü-ber den § 17 zu etzen. 

�Andererseits: Wenn man d�von ausgeht, daß die Vo aussetzungen des 

§ 19 (5) nF die gleichen sind wie des § 17 ( 6 )  n , dann wäre es 

systematisch besser, diese Voraussetzungen, also die Wortgruppe 

"stünde die Auferlegung des vollen Wert ersatz 
Täter treffenden Vorwurf, zur Bedeutung der 
aus ihr erzielten oder erstrebten Vorteil in 
lenden !'-lißverhältnis" 

S z\..: dem den 
at oaer zu dem 
einem auffal-

als dritten Anwendungsfall mit einer neuen lit.c dem bisherigen Ab­

satz 1 des § 19 anzufügen, also als einen Fall, n dem statt auf 

Verfall auf die Strafe des Wertersatzes zu erken en ist. 
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Nur wenn man diese Systematik wählt, ist es richtig, die Ober­

schrift "Strafe des Verfallsersatzes" über den § 19 anstatt übcr 

den § l7 FinStrG zu setzen. 

Mehr noch: Der neue Begriff eines "Verfallsersatzes" würde überhaupt 

unnötig \�erden, weil dcr neue dritte F a ll eines Verfalls-Substitutes 

nichts anderes als ein weiterer von lVertersatz ist, der keine neue 

Bezeichnung, die nur irreführen kann, benötigt. 

Ein e sol c heL ö s u n g \v Li r d e ein e n neu e n Ab s atz 6 i Il § 1. 9 u n n ö t i g III ach e n , 

weil dur neue Absatz 5 des § 19 jeden Fall der Reduktion oder des 

Entfalls ("ganz oder teilweise abzusehen ... ") von Wertersatz mitulIl­

faßt, daher auch den in der Regierungsvorlage als "Verfallsersatz" 

bezeichneten dritten Fall von Wertersatz. 

rI. Zu deli einzelnen Bestimmungen (Bezeichnung laut Regierungsvorlage)� 

Zu I. a) kein Einwand, siehe oben. 

Zu I.b) Den Erläuterungen zur Regierungsvorlage ist dahinbeizu­

pflichten, daß der Verfall von M0110polgegenständen den Charakter 

einer Einziehung im Sinne des § 26 StGB hat. Daher ist immer auf 

den Verfall solcher Monopolgegenstände, die Gegenstand eines Finanz­

vergehens sind, zu erkennen, d.h. auch wenn die Voraussetzungen des 

§ 17 (6) nF vorlägel1. Diesem Ziel wird dadurch Rechnung getragen, daß 

dem Absatz 4 des § 17 ein Satz angefügt wird, wonach für Monopol­

gegens t ände etc. der neue Ta tbes tand des Abs.6 (a 1 s o ; Ver fall sersa tz­

strafe) nicht anzuwenden ist. 

Obwohl es die neue Verfallsersatzstrafe bei Unvollziehbarkeit des 

Verfalls daher nicht gibt, kommt es dennoch zu keiner absoluten Wert­

ersatzstrafe, weil der neue Absatz 5 des § 19 ein gänzl ic hes oder 

teilweises Absehen Von der Auferlegung des vollen Wertersatzes er­

möglicht, also insbesondere im Falle des § 19 (1) . Dieses Beispiel 

zeigt uln so mehr, daß der neue Verfallsersatz in Wahrheit doch nur 

eine Unterart oder ein Spezialfall des bisherigen lVertersatzes ist, 

also kein aliud. 

Zu I. c) Zurecht ist diese neu vorgeschlagene BestilllJllung in der Re­

gierungsvorlage als das Kernstück der Neuordnung des Verfalls (und 
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des Wertersatzes - siehe l.e) beze i chnet . 

Es soll drei Anwendungsfälle geben, in welchen der Verfall in einem 

auffallenden Mißverhältn i s  stünde 

f zu dem den räter treffenden Vorwurf, 

/ zur Bedeutung der Tat, 

f zu dem aus ihr erzielten oder erstrebten Vorteil. 

Der VOllvurf gegen den r�iter betrifft das subjektive Schuldelement; 

die Bedeutung der Tat betrifft das Verhältnis des Wertes des Ver­

fallsgegenstandes zum "Schaden" des Staates. 

Gegen die Heranziehung Ulld Definition dieser beiden Komponenten ist 

nichts einzuwenden, handelt es sich doch genau um jene Fälle, die 

der Verfassungsgerichtshof beim bisherigen, nicht verfassungskon­

formen starren Strafrahmen verlnißt hat. Jedoch ist der quantifizieren­

den Betrachtungsweise in den Erläuterungen der Regierungsvorlage 

niellt ohne weiteres beizutreten: Die Vorwerfbarkeit des Verhaltens 

und damit die Sehul(l des Täters kann _�lUch dan� ger ing sein, wenn 

die Umstände des E i nzel fa l les einem Schuldausschließungsgrund oder 

gar einem Rechtsfert.igungsgrund zwar nicht gerade nahe kommen, aber 

doch solche Umstände s i nd , aus denen eben eine ger i nge Täterschuld 

abgeleitet werde!l k:IIU1. Ebenso kri t i kwürdig ist, daß ein Miß ver­

hältllis zwischen delll Wert des Tatgegenstandes und dem Schadensbe -

trag etwa beim S chmuggel "in der Reg el" nicht vorliege , wie die 

Regierungsvorlage meint. Man darf nicht vergessen, daß Schmuggel 
au<;h 

nicht nur unter den erschwerenden UlIlständen des § 38, sondern/als 

gewöhnlich er Ikisegut-Schmuggel (§ 35) begangen werden kann, daß 

Schmuggel auch bei Jolus eventualis vorliegt und sehliefHich, daß 

gemäß § 13 (1) FinStrG der Verfall auch beim bloßen Versuch des 

S chmugge l s zwingend vorgeschrieben war; warum in derartigen "leich­

teren" Hillen von Sc hmuggel in der Regel das erwähnte Mißverhält­

nis abzu lc hn en se.i, ist r echtspol itisch nicht ge rech tfe rt igt. 

Der dr it te AnwcndungsLlll (Mißverlüiltnis des Verfalls verglichen 

mit dem aus der Tat "erzielten oder erstrebten Vorte il ") ist eigent­

lich n ichts andercs als eine Verbindung der subjektiven Schuld­

Komponente lind der ohjektivcn Schudclls-Komponentc. Gegcn die Formu­

lierung ist gruIHb:'i1 ::lich nichts e i nZll\\'enclen oder doch, daß sie lIur 
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scheinbar, aber nicht \virklich, einen besonderen Anwendungsfall 

darstellt, obwohl Sl.e kein solcher ist; man könnte diesen Passus 

daher genauso gut weg13ssen; das wäre klarer. 

Zu l.d)_ keine Bemerkung 

Zu �_Zur vorgesehenen Obcrschri ft des § 19 - siehe oben in I. 

Zu 3.) Zu den neu vorgeschlagenen Absätzen 5 und 6 in § 19 wurde 

bereits oben unter I. Stellung genommen. Zu ergänzen ist nur noch: 

Die "Bedachtnahme auf die Grundsätze der Strafbemessung" soll in 

der neu vorgeschlagenen Fassung aus dem Absatz 4 herausgenommen 

und in Absatz 5 angefügt werden. 

Das ist teilweise richtig, aber teilweise ganz falsch: 

Richtig ist es, daß bei einem teilweisen Absehen von Wertersatz 

(wie nach dem neuen Absatz 5) �f die Grundsätze der Strafbemessung 

Bedacht zu nehmen ist; auch beim gänzlichen Absehen vom Wertersatz 

kann nur auf solche Grundsätze Rücksicht zu nehmen sein. Es würde 

zur Klarsteilung beitragen, wenn hier - ebenso wie bisher in Abs.4 

des § 19 - der t'inweis auf die Gesetzesstelle durch den Klammer­

ausdruck "(§ 23)" beigesetzt werden würde. Gegen den Hinweis auf 

die Strafbemessungsgrundsätze im neuen Absatz 5 besteht also kein 

Einwand. 

Warum aber die Bedachtnahme auf die Grundsätze der Strafbemessung 

aus dem bisherigen AbsA gestrichen \verden soll, ist nicht verständ­

lich: Während die Bedaclltnahme auf die Strafbemessungsgrundsätze 

nach dem neuen Abs.5 die be i jedem Täter zu be rücks icht igenden Ums t ände 

betrifft, gilt die Auf teilung des Wertersatzes nach dem bisherigen 

(und neuen) Absatz 4 der Auf teilung des Wertersatzes zwischen allen 

Tätern, anderen an der Tat Beteiligten oder Hehlern; auch fl� das 

Verhältnis dieser Personen untereinander muß von den GrundsätzeJl 

der Strafbemessung geprägt bleiben, weil sonst ein Auf teilungs­

Kriterium im Gesetz fehlen würde. Eine Änderung des bisherigen Ab­

satz 4 sollte daher besser unterbleiben. 

Die Einwendungen gegell die unsystematische und legistisch verfehlte 

Fassung der Absätze 5 und 6 wurde bereits oben in I. behandelt. 
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Zu 4. bis 9. ) keine E inwendung ; zu begrüßen ist, daß in den be­

troffenen Sonderf a llen die Tatgegenstande nur noch bei Begehung 

unter erschwerenden Umst�inden (§ 38 FinStrG) verfallshedroht sein 

sollen. 

Zu Art. II: Daß die vorgesehene Novelle mit 1. August 1988 in Kraft 

t. reten soll, ist grundstitz1ich richtig, wei l der Verfassungsgerichts­

Ilof unter Ablehnung einer langeren Frist den Termin für das Außer­

krafttreten der nunmehr aufgehobenen Verfallsbestimmungen mit 31.7. 

1988 bestimmt hat. 

Aber dieser knappe Termin kann nur gehalten werden, wenn die Kund­

machung der beabsichtigterl Novelle im Bundesgesetzblatt spätestens 

mit 31.7 . 1988 erfolgt. Dies wiederum setzt voraus, daß nicht nur 

der Nationalrat, sondern auch der Bundesrat die Novelle verabschieden 

muß ete, insbe sondere daß wed er ein Einspruch des Bundes ra tes einen Be­

harrulIgsbesch luß des Nationalrates erfordert oder daß auch nur das 

Abwarten der achtwöchigen Einspruchsfrist für den Bundesrat den 

Terminplan zunichte macht (Art.42 B-VG). 

Gerade der zuletzt genannte Fall ist anläßlich der letzten (verun­

glückten) Novel1.ierung des § 17 (2) lit.a FinStrG durch das Bundes­

gesetz vom 18. 10. 1984, ßGBl-Nr.S32/l984, passiert: Nach seinem Wort­

laut sollte dieses Gesetz mit 1. 12. 1983 in Kraft treten; weil der 

Bundesrat abe r ke.i!1(�n B eschluß gefaßt hat und die acht wöchige 131n­

spruchsfrist abgewartet werden mußte, konnte das Gestz erst mit 

21.12.1984 kundgemacht werden. Infolge des im Verfassungsrang stehen­

den Rückwirkungsverbotcs des Art.7 (1) MRK entstand zwischen 1.und 
'_"0 

21.12.1984 eine "gesctzlosc" Zeit, in welcher dem Rechtsbestand 

des Finanzstra f gcset zes keine Verfallsbestimmun g angehörte. 

Die Wiede rhol ung einer so lch en Panne sol lte dadurch vermieden werden, 

daß insbesondere die Beschluß fassung des Na tion a lrates so rechtzeitig 

ges chieh t , daß illl Ergebni.s elie Kundmachung der Novelle im Bundes-

gesetzblatt spätestens mit 31.7.1988 erfolgen kann. 

15/SN-121/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 7 von 9

www.parlament.gv.at



- 7 -

Die Stellungnahme der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer vom 

14.April 1988 ist angeschlossen. 

Wien, am 19. April 1988 

DER öSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 
Präsident 
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Ausschuß der Steierlnärkischen Rechtsan\valtskammer in Graz 
Salzamtsgasse 3lIV 8011 Graz Postfach 557 Telefon (031 6) 700290 (830290) 

GlIokonto l"r. 000!<·05869( bei de! SteierlLarki,dien Sp.r'.'" in Gral. Sparka ... nplatz (. rSK Nr. 11({).57< 

200/88 
G. Zl.: .................. .. .... ..... . . . ............... ............. . 
OblCJf Kummer bei Ruaantworter. erbeten 

An den 

Österr. Rechtsanwaltskammertag 

Rotenturrr.str. 13 

1010 v,r::'en 

Graz, am 1�. April 1988 

L 

Osferreir:hischer 
Rechtsanwallskammerfag 

eing. 1 9 .. �PR. 1988 

.•• .1'1 •. �ach, mit ..... .:.:. .. "" 8elJa'gen 

Betrifft: 1. Z1. 113/88, Ent'v,'. e. BG., mit dem das Finanzstrafgesetz geändert 

wird, u.Ref. Dr. Leo Kaltenbäck 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Der Ausschuß der Stmk. Rechtsanwaltskammer hat sich angesichts der Kürze der 

Begutachtungsfrist (15.�.1988), Zustellung des �ntwurfes am 8.�.1988, in 

seiner Sitzung vorn 13.4.i988 mit der Begutachtung des Entwurfes einer 

Finanzstrafgesetznovelle befaßt. Der Entwurf enthält nur jene Bestimmungen, 

die novelliert werden müssen, weil der Verfassungsgerichtshof mit Erkenntnis 

vorn 1�.12.1987 aus Gründen der Verletzung des Sachlichkeitsgebotes Bestimmun­

gen des § 17 des Finanzstrafgesetzbuches aufgehoben hat. Der Entwurf trägt den 

Erwägungen des Verfassungsgerichtshofes dahin Rechnung, daß vom Verfall in 

geringfügigen Fällen abgesehen werden kann. Diese Regelung ist zu begrü.':'en . 
. ---' 

Der Ausschuß der Strnk. Rechtsanwaltskammer stimmt daher dieser Lösung 

grundsätzlich zu. 

Für der. Ausschuß der Stmk. Rechtsanwaltskammer 

mit vorzüglicher kollegialer Hochachtung 

I 
I 

IrJ�siddn�
. 

/ nif/� f�!ftJ 
(Dr. Kalt,mb"; 

/ 
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